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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. Mai 1956 

11 — 31001 — 1389/56 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zum Allgemeinen Abkommen vom 
2. September 1949 über die Vorrechte und 
Befreiungen des Europarates 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend Ist der Bundesministcr des Auswärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 159. Sitzung am 18. Mai 1956 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende 
Gesetz beschlossen 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates, weil durch 
dieses Gesetz ein mit Zustimmung des Bundesrates erlassenes 
Gesetz geändert werden soll. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zum Allgemeinen Abkommen vom 2. September 1949 
über die Vorrechte und Befreiungen des Europarates 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den Beitritt der Bundes- 
republik Deutschland zum Allgemeinen Ab- 
kommen vom 2. September 1949 über die 
Vorrechte und Befreiungen des Europarates 
und zu dem Zusatzprotokoll vom 6. Novem- 
ber 1952 zu diesem Abkommen vom 30. April 
1954 (Bundesgesetzbl.il S. 493) wird wie folgt 
geändert: 


In Artikel 1 werden die Worte „jedoch mit 
Ausschluß von Artikel 6 b) des Abkommens“ 
gestrichen. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin,, 
wenn das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Nach Artikel 6 Buchstabe b des Allgemeinen 
Abkommens über die Vorrechte und Befrei- 
ungen des Europarates kann dieser, ohne fi- 
nanziellen Überwachungsmaßnahmen, An- 
weisungen oder Stillhalteanordnungen unter- 
worfen zu sein, seine Mittel von einem Land 
in ein anderes Land oder innerhalb eines je- 
den Landes frei transferieren und alle in sei- 
nem Besitz befindlichen Devisen in jede Wäh- 
rung Umtauschen. 

Ebenso wie in dem Beitrittsgesetz zum Ab- 
kommen über die Vorrechte und Befreiungen 
der Sonderorganisationen der Vereinten Na- 
tionen vom 22. Juni 1954 (Bundesgesetzbl. II 
S. 639) ist in das Beitrittsgesetz zum Allge- 


meinen Abkommen über die Vorrechte und 
Befreiungen des Europarates ein Vorbehalt 
hinsichtlich der Freistellung von den Be- 
schränkungen der Devisenbewirtschaftung 
aufgenommen und bei Hinterlegung der Bei- 
trittserklärung angemeldet worden. Da dieser 
Vorbehalt im Verhältnis zu dem Abkommen 
über die Vorrechte und Befreiungen der Son- 
derorganisationen der Vereinten Nationen 
nunmehr zurückgezogen werden soll, er- 
scheint es geboten, gegenüber dem Europarar 
das gleiche zu tun. 

Die Aufrechterhaltung des Vorbehalts ist 
auch hier nicht mehr aus devisenwirtschaft- 
lichen Erwägungen erforderlich. 



